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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Eine knappe Mehrheit von 97 zu 94 Nationalratsmitgliedern unterstützte in der
Herbstsession 2019 das Anliegen einer Motion Quadranti (bdp, ZH), dass der Bund
«hate crimes» aufgrund der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität, des
Geschlechtsausdrucks oder von Geschlechtsmerkmalen statistisch erfassen sollte.
Solche Daten böten die Grundlage zur Problemlösung und könnten Ansatzpunkte für die
Prävention aufzeigen, argumentierte Quadranti. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der
Motion beantragt. Er befürchtete eine ungenügende Datenqualität, denn die Angabe
des Tatmotivs erfolge in der polizeilichen Kriminalstatistik nur auf freiwilliger Basis. Mit
der Einführung eines Straftatbestands für Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung würde die Erfassung in der polizeilichen Kriminalstatistik – wie für alle
Straftatbestände des StGB – ohnehin obligatorisch werden. Im Falle der Ablehnung
anlässlich des bevorstehenden Referendums könnte sich der Bundesrat hingegen eher
Umfragen bei den betroffenen Gruppen vorstellen, erklärte Innenminister Alain Berset,
von denen er sich aussagekräftigere Resultate verspreche als von der Erfassung durch
die Polizei. Die grosse Kammer folgte indes mehrheitlich dem Aufruf Quadrantis, einen
Schritt zu tun, um die «Problemdimension sichtbar» zu machen. 1

MOTION
DATUM: 26.09.2019
KARIN FRICK

Der Bundesrat soll prüfen, mit welchen rechtlichen, technischen und sonstigen
Massnahmen verhindert werden kann, dass Kinder und Jugendliche zur Herstellung
von kinderpornografischem Material erpresst oder angeleitet werden. Der Nationalrat
überwies ein entsprechendes Postulat Quadranti (bdp, ZH), das zwischenzeitlich von
Heinz Siegenthaler (bdp, BE) übernommen worden war, in der Wintersession 2019
stillschweigend. 2

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
KARIN FRICK

Die schweizweite statistische Erfassung von «hate crimes» aufgrund der sexuellen
Orientierung, der Geschlechtsidentität, des Geschlechtsausdrucks oder von
Geschlechtsmerkmalen könnte Ansatzpunkte für die Prävention aufzeigen und würde
generell die Diskriminierung dieser Gruppe thematisieren, argumentierte die
ständerätliche WBK, die ihrem Rat die Annahme der entsprechenden Motion Quadranti
(bdp, ZH) beantragte. In der Frühjahrssession 2020 folgte die Ratsmehrheit jedoch
einem Einzelantrag Hefti (fdp, GL) und lehnte den Vorstoss mit 21 zu 18 Stimmen bei
einer Enthaltung ab. Die Gegnerschaft der Motion erachtete die geforderte Statistik in
der vorgeschlagenen Form im Hinblick auf die Datenqualität als problematisch, da sie
aus Polizeirapporten zusammengestellt würde und nicht wie die polizeiliche
Kriminalstatistik aus Anzeigen aufgrund des Strafgesetzbuches. Innenminister Alain
Berset versicherte, der Bundesrat werde beim Thema «hate crimes» nicht untätig
bleiben, und wies darauf hin, dass es der in der Volksabstimmung vom Februar 2020
angenommene Artikel 262bis StGB (Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung) möglich mache, auch diesen Tatbestand in der polizeilichen
Kriminalstatistik zu erfassen. Dies war zum Zeitpunkt der Einreichung der Motion noch
nicht möglich gewesen, weswegen die Motion eine Statistik basierend auf
Polizeirapporten vorgeschlagen hatte. 3

MOTION
DATUM: 10.03.2020
KARIN FRICK

In Erfüllung eines Postulats Quadranti (bdp, ZH) veröffentlichte der Bundesrat Anfang
2023 einen Bericht über den Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Cyber-
Sexualdelikten. Als Grundlage für den Bericht diente eine vom BSV in Auftrag gegebene
Studie der Universität Lausanne, die den Kontext, die Rechtslage und den Wissensstand
zu Cyber-Sexualdelikten gegen Minderjährige in der Schweiz untersuchte.
Berücksichtigt wurden konkret die Herstellung und Verbreitung von Darstellungen
sexueller Handlungen mit Kindern im Internet, das Cybergrooming – definiert als
«Anbahnung sexuell motivierter Kontakte durch Erwachsene zu Kindern übers Internet»
–, die Sextortion – als «Zwang oder Form der Erpressung mithilfe von Bildmaterial mit
sexuellem Inhalt» – und das Live-Streaming von sexuellem Missbrauch von Kindern. Die
Studie identifizierte die wichtigsten Akteure in der Prävention und der Bekämpfung

BERICHT
DATUM: 11.01.2023
KARIN FRICK
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dieser Delikte, beurteilte deren Massnahmen und wies auf Lücken hin.
Zusammenfassend empfahl die Studie eine bessere Dokumentation der Vorfälle und
eine bessere Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure. Die Präventionsmassnahmen
dürften innovativer und partizipativer sein sowie ein erweitertes Zielpublikum
ansprechen; neben den Kindern und Jugendlichen selbst vor allem auch Eltern,
Lehrpersonen und weitere Bezugspersonen. Zudem regten die Studienautorinnen und
-autoren an, die Präventionsmassnahmen auf ihre Wirksamkeit hin zu evaluieren. Im
Bericht betonte der Bundesrat, rechtlich bestehe kein Handlungsbedarf, da die vier
untersuchten Handlungen gemäss StGB bereits strafbar seien. Technische Massnahmen
wie Programme zur Erkennung und Sperrung von einschlägigen Bildern und Texten
würden laufend weiterentwickelt und könnten von der Polizei und den
Fernmeldedienstanbieterinnen, aber auch von Schulen und Familien zum Schutz der
Minderjährigen eingesetzt werden. Handlungsbedarf ortete der Bundesrat folglich vor
allem bei den präventiven Massnahmen. Er wies darauf hin, dass der Kinderschutz und
die Strafverfolgung in der Schweiz hauptsächlich in die Zuständigkeit der Kantone falle,
erklärte sich aber bereit, innerhalb seiner Kompetenzen auf die Erfüllung der in der
Studie formulierten Empfehlungen hinzuarbeiten. Konkret sollen im Rahmen der
nationalen Plattform «Jugend und Medien» die Koordination der Akteure in der
Medienkompetenzförderung verstärkt, die Ermittlung von Good Practices und die
Entwicklung innovativer Massnahmen vorangetrieben und ein breiteres Publikum für die
Risiken sensibilisiert werden. Bereits heute unterstütze der Bund zudem gemeinnützige
Organisationen finanziell, die sich des Schutzes von Kindern und Jugendlichen vor jeder
Form von Gewalt, Vernachlässigung oder Ausbeutung annähmen oder eine Anlauf- oder
Beratungsstelle für betroffene Kinder und Jugendliche betrieben. Dies werde er auch
weiterhin tun, versicherte der Bundesrat im Bericht. 4

1) AB NR, 2019, S. 1905 f.
2) AB NR, 2019, S. 2430
3) AB SR, 2020, S. 107 ff.; Kommissionsbericht WBK-SR vom 31.1.20; Lib, 11.3.20
4) Bericht BR vom 11.1.23; Medienmitteilung EDI vom 11.1.23; CdT, 12.1.23
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